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Europa als Teil der uNo

Einleitung

Das thema tönt unschuldig, ja akademisch, wie es sich eben für ein 
europainstitut oder eine handelskammer gehört. Die nähere Betrach-
tung zeigt allerdings: es beruht auf der einigermassen kühnen Annah-
me, dass es europa als teil der unO überhaupt gibt. und so stellt 
sich denn die frage: von welchem europa sprechen wir, von welcher 
unO und von welchen themen, Aktionsfeldern, institutionen und in-
teraktionsebenen?

Eingrenzungen

Die rede ist hier von der unO und nicht vom unO-system, also 
vom Verhältnis europas zu den hauptorganen der unO, zur General-
versammlung (GV), zum Wirtschafts- und sozialrat (ecOsOc), zum 
sicherheitsrat (sr) und zum sekretariat. umgekehrt werde ich von 
europa als Ganzem sprechen, d.h. europa nicht auf die eu begren-
zen, auch wenn diese die wichtigste politische einheit auf dem Kon-
tinent ist. Meine Ausführungen erfolgen im Wissen darum, dass die 
unO für europa nur einen teil der europäischen Außenbeziehungen 
abdeckt - andere wichtige globale Partner sind die Bretton-Woods-
institutionen oder die Welt-handelsorganisation (WtO). Die eu hat 
zudem substantielle und strukturierte Beziehungen mit regionalen Ak-
teuren, institutionen und natürlich mit staaten- und staatengruppen 
auch außerhalb der unO, und dies in allen Weltgegenden. Die unO 
unterhält ihrerseits vielfältige Beziehungen mit multilateralen Akteu-
ren, die stark auf dem europäischen Kontinent verankert sind, mit der 
nAtO, der OsZe, dem europarat und den G8.

Kurz: europa als teil der unO gestaltet seine Beziehungen in einem 
dichten Geflecht von Institutionen sowie bi- und multilateraler Bezie-
hungen. ich werde daher im folgenden nicht einen Mondrian malen, 
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sondern in acht eher impressionistischen Annäherungen versuchen, 
gewisse Aspekte dieses Beziehungsnetzes zu beleuchten.

Erste annäherung: Fakten und Zahlen

Die unO als staatengemeinschaft mit universeller Mitgliedschaft und 
verschiedene regionale europäische Organisationen haben ihre ge-
meinsamen historischen Wurzeln in Weltkriegen, die als europäische 
begonnen hatten. in europa und weltweit zielen diese Organisationen 
auf sicherheit, frieden und entwicklung durch internationale Zusam-
menarbeit. Die unO wurde nach dem 2. Weltkrieg als staatengemein-
schaft mit universeller Mitgliedschaft konzipiert und agiert auf der Ba-
sis des klassischen Multilateralismus und der kollektiven sicherheit. 
sie kennt nur Länder als Mitglieder – 192 inzwischen. europa als 
solches ist nicht ein Mitglied der unO.

In Europa hat sich, über die wirtschaftliche Verflechtung, die kontinui-
erliche erweiterung der Zusammenarbeitsagenda und die Verbreiter-
ung der Mitgliedschaften ein integrationsraum gebildet, der von der 
eu geprägt und dominiert wird, und der in wachsendem Masse ein 
zentraler Akteur nicht nur der europäischen, sondern auch der glo-
balen Politik geworden ist.

An der unO gibt es, wie wir aus der schweizerischen erfahrung wis-
sen, den status des Beobachters. Verschiedene einheiten, welche die 
Bezeichnung “europäisch” tragen, sind heute anerkannte Beobachter 
in der unO-GV: Die europäische Gemeinschaft, der europarat, die 
OsZe.

Die unO bekennt sich seit den 90er Jahren verstärkt zur Zusammenar-
beit mit regionalen Akteuren, und so gehören denn die verschiedenen 
europäisch verankerten Organisationen zu einem globalen Koopera-
tionsnetzwerk, das auch die Afrikanische union, die AseAn, die Or-
ganisation Amerikanischer staaten und andere umfasst.
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im unO-Kontext spielen regionale Gruppen eine bedeutende rolle: 
zwei der fünf anerkannten regionalgruppen tragen den namen eu-
ropa in sich:

- die Gruppe der Westeuropäischen und Andern staaten (WeOG) mit 
28 Mitgliedern;

- und die osteuropäische Gruppe mit ihren 23 Mitgliedern.

Andere regionale Gruppen sind die afrikanische, lateinamerikanische 
und die asiatische. 

Diese Gruppen sind konstitutiv für die regionale Verteilung von sitzen 
in unO-Gremien, für die nominationen von Kandidaten und für vieles 
mehr, so etwa auch das Verlesen von Glückwunsch- und Kondolen-
zerklärungen in der Generalversammlung. im Gegensatz zu den an-
dern Gruppen zeichnet sich die WeOG dadurch aus, dass sie keine 
politischen fragen diskutiert, sondern nur als Wahlbörse fungiert, an 
welcher, Länder ihre Kandidaturen ankündigen um regionale unter-
stützung zu erhalten.

Diese elemente zusammengefügt, stellen wir fest:
etwa 44 Mitgliedstaaten der unO sind “europäisch“, wenn russland 
und türkei dazugerechnet werden. Das entspricht 23% der unO-
Mitgliedschaft.
Diese Länder erbringen etwa 42 Prozent der Beiträge ans unO-
Budget und ähnlich viel an die Budgets des gesamten unO-systems, 
sowie gegen 50 Prozent der Beiträge an die unO-fonds und -Pro-
gramme.

Je nach Zählart sind drei dieser Länder ständige Mitglieder des 
sicherheitsrates (frankreich, Großbritannien, russland); zudem sind 
drei nichtständige Mitglieder des sicherheitsrates europäisch (zwei 
WeOG, ein osteuropäisches Land).
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16 von insgesamt 54 ecOsOc Mitgliedern sind europäisch; 11 von 
insgesamt 47 Mitgliedern des Menschenrechtsrates und 10 von ins-
gesamt 31 Mitgliedern der Kommission für die friedens-konsolidie-
rung sind europäisch.

Die 27 Mitgliedstaaten der eu stellen die größte Gruppe europäischer 
staaten dar. Zwei der fünf ständigen Mitglieder des sicherheitsrates 
und je nach situation bis zu fünf der fünfzehn Mitglieder des rates  
insgesamt sind Mitglieder der eu. Das bedeutet, dass 7,1% der stim-
men in der unO-GV und bis zu 33% stimmen des sicherheitsrates 
von den Mitgliedern der eu gehalten werden.

Die Beiträge der eu und der eu-Mitgliedstaaten ans unO-Budget 
betragen rund 40%. rund 50 % aller Beiträge an die fonds und 
Programme der unO und über 55% der gesamten entwicklungshilfe-
Ausgaben der unO werden von der eu und von eu-Mitgliedstaaten 
aufgebracht.

Die Koordination der eu-Positionen ist zunehmend systematisch 
und effektiv, obwohl sie von Aussenstehenden und Mitgliedern oft 
als schwerfällig beurteilt wird. De facto sind es nie nur die 27 eu-
Mitgliedländer, die mit einer stimme sprechen. normalerweise stellen 
sich auch sämtliche Kandidatenländer, staaten mit stabilisierungs- 
und Assoziationsabkommen mit der eu, gewisse eftA-staaten und 
andere staaten dazu, so dass oft über 40 Länder dieselbe Position 
einnehmen. teil der eu-Politik zu sein, verleiht gerade den „kleinen 
Ländern Macht, die sie sonst nicht ohne weiteres hätten.1

1 Beitrittskandidaten (candidate countries): Kroatien, Mazedonien, türkei (3). 
staaten mit stabilisierungs- und Assoziationsabkommen mit der eu und poten-
tielle Kandidaten (countries of the stabilization and Association process and po-
tential candidates): Albanien, Montenegro, serbien, Bosnien und herzegowina (4). 
eftA staaten und andere staaten, die sich oft den eu-statements anschliessen: 
island, norwegen, Liechtenstein, ukraine, Moldawien, Armenien, Georgien (7).
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Zweite annäherung: Europa als ein politisches Werte-
Konglomerat

Wenn wir von russland und der türkei absehen, welche europäische 
und asiatische Mächte zugleich sind, bilden die übrigen europäischen 
staaten im politischen Koordinatensystem ein relativ homogenes 
politisches Wertekonglomerat. sie unterstützen:

- starke, globale multilaterale strukturen;
- ein effektives und effizientes UNO-Sekretariat;
- eine auf dem recht basierende internationale staatenwelt;
- multilaterale Vermittlungs-Aktivitäten und Konfliktprävention;
- eine relativ homogene Philosophie der unO-friedensoperationen 
bezüglich einsatzdoktrin, training, Mandaten und Kooperation mit 
regionalen Akteuren;
- Aktivitäten zugunsten der unO-Krisenbewältigungsinstrumente, 
insbesondere der humanitären hilfe, der Zivil-Polizei, des 
Justizpersonals – kurz der  zivilen friedensförderung insgesamt;
- ähnliche Ziele in der Kommission für friedenskonsolidierung und 
bei den Post-Konflikt-Aktivitäten insgesamt;
im weiteren: 
- haben diese staaten ähnliche Ansätze in der Menschenrechtspolitik; 
sie unterstützen den Menschenrechtsrat und befürworten die Konzepte 
der „responsibility to Protect“ und der menschlichen sicherheit;
- zeigen sie ein starkes engagement für Demokratie und die un- 
standards für politische rechte;
- agieren sie gemeinsam im Bereich der Wahlbeobachtung;
- engagieren sie sich prononciert für die Millenniums-entwicklungsziele 
und die unO-entwicklungszusammenarbeit (eZA) insgesamt; für 
die Wahrung der interessen und unterstützungsbedürfnisse der 
transitionsländer; für die effektivität der eZA, die Kohärenz des 
systems und das so genannte „delivering as one“;
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- verfolgen sie insgesamt anspruchsvolle reduktionsziele und 
Zeitrahmen bezüglich Klimawandel, und unterstützen sie eine 
stärkung der umweltgouvernanz einschließlich der schaffung einer 
unO-umweltorganisation;
- haben sie ähnliche sensibilitäten bei der stärkung des globalen 
Kampfes gegen den terrorismus unter Wahrung von rechtsstaatlichen 
Verfahren und Menschenrechten.
und diese Liste umschreibt nur einen teil der Gemeinsamkeiten.

Das beschriebene Wertekonglomerat ist allerdings schon lange nicht 
mehr ein rein europäisches. europa hat solide Alliierte in den usA, 
Kanada, Australien, neuseeland und Japan, auch wenn in umwelt-, 
Menschenrechts- und entwicklungsfragen beim einen oder andern 
Partner und je nach der aktuellen Zusammensetzung der regierung 
unterschiedliche sensibilitäten spürbar sind. in Lateinamerika 
zeigen Länder wie Mexiko, Argentinien, chile, costa rica, 
uruguay bei Menschenrechten, rechtsstaatlichkeit, umwelt- und 
entwicklungsfragen oft große Übereinstimmung mit den europäischen 
Positionen. und auch zahlreiche Länder Afrikas, Asiens oder des 
Nahen Ostens finden sich oft in der Nähe gemeinsamer europäischer 
Politiken.

Das bedeutet, dass die Ausstrahlungskraft europas in der unO weit 
über den europäischen Kontinent hinaus geht und heute teil einer 
globalen politischen Bewegung ist.
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Dritte annäherung: schwierige politische Themen

neben themen mit großer europäischer einheit gibt es auch 
notorisch schwierige fragen, in welchen die Meinungen europäischer 
Länder stark divergieren und europa daher wenig einheitlich auftritt. 
Das trifft etwa für die reform des sicherheitsrates und für einige der 
Konflikte auf der Agenda des Rates zu. Hier gibt es unverkennbare 
Divergenzen zwischen den europäischen ständigen Mitgliedern 
und andern großen europäischen Ländern wie Deutschland, italien 
und Spanien. Es gibt unterschiedliche Konfliktsensibilitäten und 
unterschiedliche Ansätze im umgang mit globalen Partnern wie den 
usA, china und russland. 

solche Divergenzen sind etwa sichtbar hinsichtlich der erweiterung 
des sicherheitsrates, bei den reformen seiner Arbeitsmethoden, 
sowie bei der frage, ob der rat an das internationale recht gebunden 
sei oder nicht, und wenn ja, an welches recht diese Bindung bestehe. 
Meinungsdifferenzen gibt es bezüglich Art. 24 der charta, welcher 
stipuliert, dass der sicherheitsrat „on behalf of the membership 
as a whole“ agiert. europäische Länder haben unterschiedliche 
sensibilitäten hinsichtlich der Verantwortlichkeit der Mitglieder des 
rates gegenüber den unO-Mitgliedern insgesamt. Auch regionale 
themen werden unter europäischen Ländern oft kontrovers diskutiert: 
sollen gegenüber Myanmar sanktionen oder diplomatischer Druck 
und Kooperation mit den AseAn-staaten die Leitmotive sein? Wie 
stark und mit welchen Mitteln soll sich die unO im irak engagieren? in 
welchem Zeitrahmen und unter welchen rahmenbedingungen wäre 
eine Anerkennung Kosovos auszusprechen? Wie soll sich europa zu 
Darfur, oder zum Nahost-Konflikt positionieren? Wie ist das Verhältnis 
von recht und Macht zu gestalten, wer soll in eine friedenslösung 
einbezogen, wer ausgegrenzt werden? Wie ist das Verhältnis von 
nuklearer nonproliferation und nuklearer Abrüstung zu gestalten, und 
welche rolle soll der unO in globalen Migrationsfragen zukommen?
Differenzen bedeuten nicht immer und notwendigerweise nur eine 
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schwäche: oft liegt die stärke europas gerade in der Vielfalt der 
Meinungen und Lösungsansätze, nicht in einer von vorneherein 
gegebenen einheit. sie besteht eben auch in der fähigkeit, immer 
wieder unterschiedliche sensibilitäten in legitime und praktische 
politische Positionen zu gießen.

Vierte annäherung: strukturierte Beziehungen, institutionelle 
Besonderheiten des Eu/uNo-Verhältnisses

Von besonderer Bedeutung ist in diesem Geflecht von Beziehungen 
das Verhältnis zwischen eu und unO, weil es sich zunehmend 
strukturiert und vielfältig präsentiert. Dies betrifft sowohl das 
verstärkte einheitliche Auftreten der eu als politischer Akteur als auch 
die operationelle Kooperation zwischen eu-ratssekretariat, eu-
Kommission und den verschiedenen operationellen einheiten des 
unO-systems.
Bedeutend ist dieses Verhältnis auch wegen seiner 
Komplementarität:

Die Besonderheit der unO liegt in der Kompetenz des sicherheitsrates, 
Zwangsmassnahmen im Bereich der internationalen sicherheit zu 
ergreifen, also gerade in einem Bereich, in welchem die eu ein noch 
relativ neuer Akteur ist. Die eu hat sich in dem vom sicherheitsrat 
geschaffenen rahmen in den letzten Jahren systematisch engagiert. 
Mit der Gemeinsamen Außen-, sicherheits- und Verteidigungspolitik 
insbesondere seit den Verträgen von Maastricht (1992) und 
Amsterdam (1997), hat die eu die Möglichkeit für feldmissionen 
gemäß den Petersberger Aufgaben auf- und ausgebaut (humanitäre 
Aktionen, friedensmissionen und inskünftig vielleicht Kampftruppen 
für Krisensituationen). Damit hat die eu wichtige operationelle 
Kapazitäten zur unterstützung der unO geschaffen. 
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umgekehrt hat sich die eu in Bereichen entwickelt, wo die unO 
oft beschränktes Gewicht hat, oder weiterhin eher als normative 
Organisation und Koordinationsinstanz fungiert (humanitäre hilfe, 
handel, Wirtschaft, soziale fragen). Auch hier wird deutlich, dass 
Beschlüsse der unO im politischen und normativen Bereich durch 
ein starkes operationelles engagement der eu konkretisiert werden. 
Die unO folgt aber letztlich nur der Gestaltung der internationalen 
Beziehungen, welche wesentlich durch die großen Mächte und 
maßgeblich durch die eu und ihre Außenbeziehungen geprägt werden. 
Die eu ist der mit Abstand größte entwicklungshelfer in der unO; 
sie ist der größte humanitäre Akteur, und mit den eu-Aussen- und 
Aussenhandelsbeziehungen werden starke realitäten geschaffen, 
die auch für die unO prägend sind.

Was ist bedeutend an diesem Verhältnis, und wie sieht es konkret 
aus? es beschlägt sowohl Gemeinschaftsrecht als auch zwischen-
staatliches recht und betrifft damit sowohl die eu-Kommission 
wie auch die eu-ratsstrukturen. Die europäische Gemeinschaft, 
vertreten durch die eu-Kommission, ist zuständig für entwicklung 
und Zusammenarbeit, handel, Landwirtschaft, humanitäre hilfe, 
Wahlbeobachtungen und hat seit 1974 permanenten Beobachterstatus 
bei der unO, wo sie mit einer Delegation vertreten ist. sie unterhält 
strategische Partnerschaften mit zahlreichen unO-Organisationen, hat 
in den letzten Jahren systematisch Grundlagen der Zusammenarbeit 
gelegt und denkt heute laut über ein rahmenabkommen nach, das 
den oft fragmentierten Beziehungen einen einheitlichen rahmen gäbe. 

Während die eG/eu und ihre Delegation eher hinter den Kulissen 
der Mitgliedländer und oft eher auf ebene des un-sekretariates 
agiert, liegt die Aktionsebene des eu-rates in der unO primär im 
intergouvernementalen Bereich. für politische und sicherheitspolitische 
fragen und damit für die Aktivitäten von GV und sicherheitsrat ist 
der eu-rat zuständig. Das eu-ratssekretariat unterhält in Genf und 
new York Verbindungsbüros. Mit dem Lissabonner Vertrag wird die 
unterscheidung in eG und eu verschwinden. Die Vertretungen der eu-
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Kommission und des ratssekretariates dürften dann in den nächsten 
Jahren zu einheitlichen Aussenvertretungen der eu werden. 

Die eu ist schon heute die einzige nicht traditionelle staatliche 
Vertragspartei von über 50 un-Konventionen, darunter etwa der 
Klimakonvention. Die eu ist auch Vollmitglied zahlreicher unO-
Konferenzen und Prozesse, so etwa bei der implementierung des 
Monterrey-Konsens, in der Kommission für nachhaltige entwicklung 
oder beim Wald-forum. 

in Brüssel beschäftigt sich eine Vielzahl von ratsstrukturen mit unO-
themen. es gibt einen regelmäßigen Austausch zwischen dem unO-
Generalsekretär und dem hohen Vertreter, jährliche Gipfeltreffen 
mit der eu-troika, halbjährliche treffen von Beamten; einen 
Verbindungsoffizier der EU beim Departement für Friedensoperationen 
der unO. es gibt eine wachsende Vielfalt von unO-Präsenzen in 
Brüssel, insgesamt etwa 200 unO-Beamte aus 18 verschiedenen 
unO-einheiten. 

Welche schlüsse lassen sich aus diesen tatsachen ziehen? Man 
mag unterschiedlich beurteilen, wie dicht das Beziehungsnetz nun 
wirklich ist und wie gut es funktioniert. in einer etwas längerfristigen 
Perspektive ist aber ganz offensichtlich: hier werden internationale 
Beziehungen maßgeblich gestaltet, strukturen geschaffen, regeln 
definiert, Finanzflüsse etabliert, welche wegen ihres politischen 
Gewichtes und der Kraft des faktischen weit über den Kreis der 
teilnehmer Geltung haben.
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Fünfte annäherung: Die Eu als politischer akteur in der uNo

Wie verhält sich die eu in den Verhandlungen der unO-hauptorgane? 
Welche strategien verfolgt sie? Welches politische Gewicht kann sie 
erzielen? Welche Brücken und Allianzen baut sie auf?

im rahmen der gemeinsamen Außenpolitik agiert die eu zunehmend 
mit einer stimme. Das zeigt sich etwa im Abstimmungsverhalten in der 
GV, wo einheitliches Verhalten von 86% (1991) auf 97% (1999/2000) 
gestiegen ist. Dieses Verhalten umfasst seit dem Millennium 
zunehmend auch die Kandidatenländer. und auch wenn die schweiz 
nicht in den weiteren eu Koordinationsprozess einbezogen ist, zeigt 
sie eine große Übereinstimmung mit der eu, weil sich eben im 
globalen Kontext starke regionale interessenkonvergenzen ergeben. 

Diese Kohärenz wird durch eine Vielzahl von eu-internen 
Koordinationssitzungen hergestellt. eu-intern gibt es eine sensible 
Diskussion über sinn und unsinn einer einzigen eu-stellungnahme 
in unO-Verhandlungen: die jeweilige Präsidentschaft betont in 
der regel das Gewicht einer solchen erklärung, während Vertreter 
insbesondere der größeren Mitgliedstaaten sich oft zusätzlich zur 
Präsidentschaft äußern möchten, um nationale Akzente zu setzen, 
oder weil sie glauben, dass die reduktion der eu-Positionen auf eine 
einzige stellungnahme den Delegationen der Länder des südens 
(G77), welche in größerer Vielzahl sprechen, ein zu hohes Gewicht 
verleiht. ein weiteres Diskussionsthema unter den Mitgliedländern ist 
die eu-interne Arbeitsteilung: auch hier gibt es stimmen, welche die 
Kontrolle über alle Geschäfte bei der Präsidentschaft wahren wollen, 
während andere Mitglieder auf ein Arbeitsteilungsmodell drängen. 
Dies besonders dann, wenn kleinere Länder die Präsidentschaft 
innehaben und in der Generalversammlung an Kapazitätsgrenzen 
stoßen. 
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in einzelnen sachfragen gelingt es der eu, transregionale Allianzen 
und damit politisch fast unschlagbare Mehrheiten für ein Anliegen im 
unO Kontext zu erzielen. in der letzten Generalversammlung war 
dies etwa in der frage der Gewalt gegen Kinder der fall.

in andern fällen dominiert die schwerfälligkeit des eu-internen 
entscheidprozesses und damit eine eingeschränkte flexibilität, 
Kompromisse mit andern Gruppen zu erzielen. für den sicherheitsrat 
gilt Art. 19 eu Vertrag: „eu members which are members of sc 
will concert and keep other members fully informed“. Das ist 
eine bescheidene Zielsetzung und führt kaum zu homogenen 
stellungnahmen in kontroversen Bereichen. in offenen Debatten 
des Sicherheitsrates war in den letzten Jahren oft eine signifikante 
Akzentverschiebung erkennbar: eu-Mitglieder des rates äußern 
sich zwar als Mitglieder zuerst, betonen aber eingangs, dass sie 
sich der folgenden erklärung der eu-Präsidentschaft anschließen. 
Je kontroverser der Gegenstand, desto traditioneller - möchte man 
sagen - ist die rolle der ständigen Mitglieder im sicherheitsrat. hier 
zeigen frankreich und Großbritannien oft die Präferenz, mit andern 
P5 einen Ausgleich zu suchen, ohne wirklichen einbezug der andern 
eu Länder: das war in der Libanon-Krise 2006 deutlich sichtbar und 
führt jeweils zu frustrationen der nicht-Konsultierten. Generell gibt 
es einen erheblichen politischen Druck auf die nichtständigen eu-
Mitglieder, sich nicht gegen die ständigen zu äussern; umgekehrt 
verstehen nichtständige eu-Mitglieder des sicherheitsrates 
Transparenzforderungen zunehmend als Informationspflicht der 
ständigen Mitglieder nicht nur gegenüber ihren eu-Verbündeten, 
sondern gegenüber der Mitgliedschaft als Ganzes. es gibt einen trend, 
alle Nichtmitglieder des Rates in einen vermehrten Informationsfluss 
einzubeziehen. 

Auch die eu unterliegt dem trend, dass sich unabhängig von der 
Mitgliedschaft im Sicherheitsrat rund um das Gremium flexible 
Allianzen bilden, welche bezüglich eines Konfliktes spezifische 
Konsultations- und Wirkungsnetze darstellen. 
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Das wurde in jüngerer Zeit beim iran oder Kosovo besonders deutlich, 
wo Deutschland, im falle irans, und der hohe Vertreter der eu de 
facto zum engsten Kreis der ständigen ratsmitglieder gehören.

trotz aller Verschiedenheiten ist die thematisch-strategische 
Ausrichtung der eu relativ klar erkennbar. sie ist, wie oben beschrieben, 
eine starke Kraft bei der Vertretung gesamteuropäischer Politiken auf 
weltweiter Ebene. Je nach Situation ist ihr Profil aber unterschiedlich: 
sie ist im falle der unO reformen oft die Vertreterin der „vernünftigen 
Mitte“ zwischen usA und G77/nAM; in umweltverhandlungen eher 
die Lokomotive für anspruchsvolle Zielsetzungen und bei Werte-
fragen wie der stärkung der rechtsstaatlichkeit das Zentrum globaler 
Bemühungen.

sechste annäherung: operationelle Tätigkeiten

neben der humanitären hilfe und der entwicklungszusammenarbeit, 
wo schon in der Vergangenheit enge Beziehungen zwischen unO 
und eu bestanden haben, sind die friedensoperationen der jüngste 
Bereich verdichteter Zusammenarbeit. Basis dieser Zusammenarbeit 
ist die Gemeinsame erklärung von 2003. 
Die unO führt derzeit rund 19 friedensoperationen, die eu rund 
12. sie sind aber in Grösse, Dimension und einsatzdauer nicht 
vergleichbar. heute stehen für die unO über 100‘000 Personen im 
einsatz, für die eu knapp über 10‘000.

etwas verallgemeinert können wir gegenwärtig folgende 
Kooperationstypen unterscheiden:
- Die eu nach der unO: Die eu als regionalorganisation löst die 
unO ab, entlastet diese und hilft damit, unO-Kapazitäten für andere 
Konflikte freizuspielen. Modell für diesen Typus sind Bosnien und 
dereinst vielleicht der Kosovo, der zum testfall werden könnte, wie 
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der Übergang von der Zuständigkeit einer globalen Organisation zu 
regionaler Verantwortlichkeit der eu in einem schwierigen umfeld 
gestaltet werden kann.
- Die EU neben der UNO: Die vorübergehende signifikante Präsenz 
zur sicherung der Wahlen in Kongo wäre ein fallbeispiel, das illustriert, 
wie die schnellere einsatzmöglichkeit europäischer Verbände für 
kurze Dauer die unO entlasten kann.
- Die eu vor der unO, wie dies in jüngster Zeit etwa bei der eu-
Mission in tschad diskutiert wird. Mit der Übernahme der militärischen 
Verantwortung durch die eu zu Beginn der Operation wird ein Modell 
für die Zukunft geprobt: das Ziel wäre eine schnelle intervention durch 
die eu und deren allfällige Globalisierung im rahmen der unO.
- Die eu als eigenständiger Akteur von friedensmissionen: bei diesem 
Operationstypus geht es um eu-Operationen, die in regionen und 
Konflikten stattfinden, wo die UNO willentlich oder wegen politischer 
Konstellationen keine sicherheits- oder friedenspolitische Präsenz 
hat: das gilt etwa für Aceh, die sicherung des Grenzüberganges von 
rafah zwischen israel und der Palästinensischen Autonomiebehörde 
oder für die Präsenz an der Grenze zwischen Moldawien und der 
ukraine. 
- und selbstverständlich der traditionelle fall: die eu in der unO oder 
in von der unO autorisierten Aktionen.  

unO und eu orientieren sich heute vermehrt am Konzept der 
integrierten Missionen, das heisst am Bemühen, militärische und 
zivile Aktivitäten verstärkt aufeinander abzustimmen. Dies stellt 
hohe Anforderungen an die Kommunikation, Ausbildung und an das 
systematische Lernen aus den konkreten felderfahrungen. heute 
haben die beiden Organisationen oft unterschiedliche Zeitpläne und 
entscheidungsabläufe: die unO steht oft in einem längeren Planungs- 
und politischen Prozess, an dessen ende die Legitimierung durch 
eine resolution des sicherheitsrates steht. Die eu erbringt schnellere 
politische Grundsatzentscheide, braucht aber erheblich Zeit, diese 
zu konkretisieren. Die interoperabilität von eu- und unO-strukturen 
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wird auch dadurch kompliziert, dass reformen auf beiden seiten 
immer wieder neue Arbeitsprozesse und strukturen schaffen. es gibt 
zudem eine wachsende Konkurrenz um die knappen ressourcen 
einzelner Länder. Diese verschärft sich mit der großen nachfrage 
nach friedensoperationen insgesamt, und mit dem trend der eu, 
zunehmend auch Drittstaaten wie der schweiz und norwegen 
Kooperationsmöglichkeiten in eu-Operationen zu offerieren.

siebente annäherung: allianz und Divergenz in Europa

inzwischen ist offensichtlich: Die eu ist die wichtigste und engste 
Partnerin der unO in allen fragen und auf allen ebenen, vom 
Geld übers Zusammenwirken auf dem terrain, von den politischen 
Zielen zu deren operationeller umsetzung. Diese Partnerschaft ist 
in ungebrochenem Wachstum, auch wenn sie langsamer wächst als 
viele es oft möchten, und auch wenn einige so tun, als sei schon 
realität, was man in Zukunft möchte. 

eu und unO sind nicht homogene Gebilde. Die unO logischerweise 
nicht: sie bewirtschaftet schon von ihrem Mandat her den globalen 
Minimalkonsens. Die eu hat höhere Ansprüche an die politische 
homogenität, denen sie vermehrt gerecht wird, aber es bleiben 
eben auch hier viel „wishful thinking“, fragmentierung und 
interessenvielfalt.

Damit stellt sich die frage nach dem handlungsspielraum für 
europäische nicht-Mitglieder der eu in der Gestaltung ihrer 
Beziehungen zur unO und in ihrer Politik in der unO. Die frage 
stellt sich für norwegen, die schweiz, island, für Liechtenstein, 
Monaco, Andorra, san Marino, und für jene auf dem Balkan und 
im Osten europas, die noch nicht eu-Mitglieder sind. Während die 
situation sich für alle diese Länder etwas anders präsentiert, ist am 
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ähnlichsten wohl jene norwegens, teilweise auch islands und der 
Schweiz. Sie leisten namhafte inhaltliche und finanzielle Beiträge an 
die unO, gehören aber nicht zu jener Gruppe, welche in der unO nun 
vermehrt als sprecherin europas angesehen wird. für die schweiz 
ist die Lage allerdings insofern anders, als island und norwegen über 
die nordische Zusammenarbeit und die Mitgliedschaft in der nAtO 
indirekt stärker in den politischen Prozess der eu einbezogen sind.

Grob gesehen präsentiert sich die Lage für die schweiz und andere 
europäische nicht-Mitglieder der eu daher wie folgt: Dort, wo regionale 
Gruppenlogiken dominieren, hat sie einen schwierigen stand, weil 
dann Kernpunkte von Verhandlungen und Aktivitäten maßgeblich von 
den entsprechenden Gruppen definiert werden.
Dort, wo regionale Gruppenlogiken den entscheidprozess blockieren, 
oder traditionelle Allianzen und Konfliktlinien nicht funktionieren, haben 
wir demgegenüber beträchtliche handlungsspielräume. hier sind 
fazilitationen von Ländern wie der schweiz und norwegen oft gefragt; 
das hat sich in jüngerer Zeit etwa bei der entwicklungszusammenarbeit, 
bei der umwelt und in Menschenrechtsfragen gezeigt.
Dort, wo im eu-internen entscheidprozess wegen strategischen 
rücksichtnahmen wichtige Aspekte in einer europäischen Position 
verloren gehen oder unzureichend berücksichtigt werden (z.B. im 
Kosovo oder im nahen Osten), kann die schweiz in bestimmten 
Phasen beitragen, handlungsspielräume zu vergrößern oder wichtige 
Aspekte nicht in Vergessenheit geraten zu lassen. Das ist bisweilen 
delikat, schafft nicht nur freunde, ist aber eine rolle, die politisch ihre 
Bedeutung haben kann.

handlungsmöglichkeiten ergeben sich auch durch unsere fähig-
keit, zu transregionalen politischen Allianzen beizutragen und 
freundesgruppen für ein thema oder Anliegen zu moderieren. eine 
wichtige funktion kann ein Land wie die schweiz gerade auch durch 
unabhängigkeit, sachlichkeit und Pragmatismus erhalten, durch 
„evidence based politics“ und innovation, sowie im Bruch mit tabus 
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(themen aufnehmen, die noch nicht entscheidungsreif sind) und im 
entschiedenen engagement für neue themen (wie wir dies im falle 
des „global compact“ und des sportes in den letzten Jahren gemacht 
haben).
Am wichtigsten bleiben aber Leistung und Glaubwürdigkeit: Dazu 
gehören substantielle Beiträge und engagement sowie die gezielte 
Behebung von schwächen und Glaubwürdigkeitslücken: Wichtig sind 
Bemühungen, die Kluft zwischen Versprechen und umsetzung der 
entwicklungszusammenarbeit zu überbrücken, innovative Lösungen 
bei der Entwicklungsfinanzierung vorzuschlagen, Marktchancen für 
entwicklungsländer zu schaffen, sich stärker in friedensoperationen 
zu engagieren, allfällige Dilemmata wie jene zwischen handel und 
entwicklung, umweltschutz und Wachstum offensiv anzugehen und 
sich den Diskussionen um technologietransfers und Patentschutz 
nicht zu verschließen.

Proaktive Vorschläge zu unterbreiten, ist immer besser als zu 
reagieren. Als nicht-Mitglied der eu müssen wir status, Ansehen und 
Einfluss im Rahmen der UNO vielleicht noch stärker durch proaktives 
Vorgehen sichern, als wenn wir im rahmen der eu handeln würden. 
Man kann sich auf Dauer wichtigen globalen themen und trends 
nicht verschliessen, ohne politisch schaden zu nehmen. Das bedeutet 
nicht, dass man sich diesen einfach unterwerfen muss. Man kann aber 
durch engagement und glaubwürdige Anstrengungen die genauen 
Konditionen und umstände für neue instrumente mitbestimmen, 
negative Auswirkungen abdämpfen und positive chancen nutzen.

Wir können im Bewusstsein, dass unsere haltung immer europa als 
Ganzes im Auge behalten muss, spielräume nutzen. Wir können 
uns innerhalb der Bandbreite der eu-Politik positionieren und so zur 
stärkung europas in der unO beitragen. Wir können auf den jeweiligen 
stärken und schwächen der eu, respektive der europäischen nicht-
eu-Mitglieder spielen:
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unsere stärke liegt eher in der frühphase, beim Aufgreifen neuer 
themen, als im machtpolitisch dominierten endspiel. Wir können 
im Sinne des Konzeptes von „soft power“ Einfluss, aber nicht 
unbedingt Macht ausüben; Prozesse gestalten, aber nicht unbedingt 
entscheidungen treffen. Wir können, ehrlich gesagt, auch unseren 
harmlosigkeitsfaktor (wer hat schon Angst vor der schweiz?) 
etwas einsetzen. und wir können, wie erwähnt, alles daran setzen, 
glaubwürdig und vorurteilslos zu sein und entsprechend perzipiert zu 
werden.

achte annäherung: Die Zukunft vor augen

natürlich könnte man aus einer institutionellen Perspektive sagen, 
dass die Erstarkung der EU, und deren Einfluss im Sicherheitsrat 
sowie in den G8 in einer zunehmend oligopolaren Welt die GV der 
unO als zentrales Politikgremium marginalisiert. in der tat kamen 
die wichtigsten thematischen Anstösse in letzter Zeit eher von der 
G8 als von der GV (Grossbritannien machte sich am G8 Gipfel von 
Gleneagles stark für Armutsverringerung und MDGs; Deutschland 
trug in heiligendamm wesentlich dazu bei, dass der Klimawandel 
zu einem prioritären thema wurde). Vor diesem hintergrund könnte 
man vielleicht meinen, die Welt und insbesondere europa brauche 
die unO immer weniger.

Wenn wir allerdings eher von den Problemen her denken, haben 
europa und die unO ähnlich gelagerte herausforderungen für die 
Zukunft. ich nenne nur drei:

in europa und weltweit muss das Konzept des Multilateralismus 
in einer multipolaren Welt glaubwürdig weiter entwickelt werden: 
nach dem irakkrieg hat sich die Weltgemeinschaft oft wortreich und 
bisweilen recht dogmatisch zum Multilateralismus bekannt und dabei 
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betont, dass für alle gleiche spielregeln gelten müssen. Das behält 
selbstverständlich seine Gültigkeit. Doch müssen wir inskünftig 
auch lernen, uns in flexiblen Allianzen zu bewegen, regionale 
Lösungen zu testen, transregionale Allianzen aufzubauen und 
letztlich unter Gleichgesinnten voranzuschreiten, anstatt Gefangene 
eines Minimalkonsenses zu werden. Wer allzu schematisch in 
den Kategorien unO und europa denkt, wird vielleicht von beiden 
Gebilden enttäuscht werden und dabei bessere Optionen verpassen.

Von größter Bedeutung bleibt, dass beide Gebilde fähig sein müssen, 
sich den großen themen der Zukunft zuzuwenden und dazu wirksame 
und innovative Lösungen vorzulegen. Die großen themen sind und 
bleiben: 

- Armut, unterentwicklung und nachhaltiges Wachstum
- Klimawandel und energiesicherheit
- Abrüstung und nonproliferation
- Migration und Multikulturalität
- Gesundheit und erziehung
- gesellschaftliche integration und soziale Vorsorge
- neue Konfliktformen, Akteure und menschliche Sicherheit.

für Länder und institutionen gleichermassen ist der springende 
Punkt derselbe: innovative und wirkungsorientierte Lösungen von der 
Konzeption bis zu ihrer implementierung zu offerieren.

und schließlich müssen Management und Gouvernanz die 
Organisationen befähigen, sich mit diesen themen in fruchtbarer 
Weise zu beschäftigen. Das stellt reformen und Anpassungen 
europäischer und globaler institutionen an neue herausforderungen 
ins Zentrum. Diese sind beispielsweise: 
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- Die notwendige schwerpunktverlagerung von normativer Arbeit zur 
implementierung von Politiken und zum Monitoring der umsetzung.
- Die suche nach finanzierungsmodellen für globale Güter und für 
das funktionieren der Organisationen.
- Die notwendigkeit, neue transparenz- und rechenschaftsmodelle 
zu konkretisieren.
- Die Anpassung politischer entscheidprozesse an neue informations-
technologien.
- Das Abstimmen politischer Agenden und die notwendigkeit, in einer 
fragmentierten Welt politische Mehrheiten zu schaffen.
- Den innovativeren umgang mit dem Verhältnis von souveränität und 
einmischung in „innere Angelegenheiten“.
- Die kreative Verbindung von institutionellem Wandel und Politik-
wandel.
- Die Kombination von Visibilität und Wirkung.
- Die Auseinandersetzung und Diskussion mit Dilemmata: frieden vs. 
Justiz; umwelt vs. wirtschaftliches Wachstum; humanitäre hilfe vs. 
nachhaltige entwicklung.

Die Liste macht in aller schärfe deutlich: jedes einzelne Land, jede 
region mit ihren institutionellen Gefügen, und erst recht die Vereinten 
nationen sind gefordert. Man kann nicht das eine gegen das andere 
ausspielen; die nationale gegen die regionale oder die globale ebene, 
die eine gegen die andere institution. im Gegenteil: europa hat als 
Teil der UNO einen beachtlichen Leistungsausweis − und ein gutes 
stück Zukunft, das auf Gestaltung wartet.
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nach Art. 82 eG. schutz vor Wettbewerb oder schutz des Wettbewerbs? 

O nr. 77 Laurent Goetschel/Danielle Lalive d’epinay (hrsg.), Die Beziehungen 
zwischen Wirtschaft und Aussenpolitik: eine natürliche symbiose?

O nr. 78 Georg Kreis (hrsg.), frieden und sicherheit. israel und die nahostkrise als 
europäisches thema.*

O nr. 79 cristoph nufer, Bilaterale Verhandlungen, wie weiter? Liberalisierung der 
Dienstleistungen zwischen der schweiz und der eu: Gewinner und Verlierer 
aus schweizerischer sicht.

O nr. 80 simon Marti: Die aussenpolitischen eliten der schweiz und der Beginn 
der europäischen integration. eine rollentheoretische untersuchung der 
schweizerischen teilnahme an der Lancierung des Marshallplans und 
an der errichtung der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit in 
europa 1947-1948.

O nr. 81 thomas cottier, rachel Liechti: Die Beziehungen der schweiz zur euro-
päischen union: eine kurze Geschichte differenzieller und schrittweiser 
integration / thomas cottier, Alexandra Dengg: Der Beitrag des freien 
handels zum Weltfrieden.

O nr. 82 Martina roth: Die neue rolle nicht-staatlicher Organisationen. Mög-
lichkeiten und Grenzen am Beispiel des Engagements in der Konflikt-
Prävention; Gereon Müller-chorus: Privatwirtschaftliche Organisation der 
trinkwasserversorgung. fluch oder segen?

O nr. 83 christoph A. spenlé (hrsg.): Die europäische Menschenrechtskonvention 
und die nationale Grundrechtsordnung. spannungen und gegenseitige 
Befruchtung.
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